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Zu Tagesordnungspunkt 8 

§ 4 (Grundkapital und Aktien) Absatz 4 der Satzung 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Ge-

sellschaft bis zum 8. Juni 2023 mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber 

lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinla-

gen einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt 

EUR 6.280.000 zu erhöhen (genehmigtes Kapital I).  

 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht ein-

zuräumen. Das Bezugsrecht kann auch in der Weise 

eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem 

oder mehreren Kreditinstitut(en) oder diesen nach § 

186 Absatz 5 Satz 1 AktG gleichstehenden Unterneh-

men mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 

den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubie-

ten (mittelbares Bezugsrecht).  

 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio-

näre in folgenden Fällen auszuschließen:  

 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszu-

nehmen;  

 

b) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern von 

Wandlungs- oder Optionsrechten oder den zur Wand-

lung oder Optionsausübung Verpflichteten aus Schuld-

verschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer 

ihrer Konzerngesellschaften begeben wurden oder 

noch werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 

Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des 

Options- oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung der 

Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär zustehen 

würde;  

 

c) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 

im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 

oder beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-

teilen oder Beteiligungen an Unternehmen einschließ-

lich der Erhöhung des bestehenden Anteilsbesitzes 

oder der sonstigen Vermögensgegenstände, wobei der 

auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausge-

schlossen wird, insgesamt entfallende Anteil am 

Grundkapital 10% des bei Wirksamwerden dieser Er-

mächtigung bestehenden Grundkapitals nicht über-

steigen darf; 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-

schaft bis zum 6. Juni 2025 mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lauten-

der Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ein-

malig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 

6.908.000 zu erhöhen (genehmigtes Kapital I). 

 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzu-

räumen. Das Bezugsrecht kann auch in der Weise einge-

räumt werden, dass die neuen Aktien von einem oder meh-

reren Kreditinstitut(en) oder diesen nach § 186 Absatz 5 

Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 

Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugs-

recht).  

 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in folgen-

den Fällen auszuschließen:  

 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszuneh-

men;  

 

b) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern von 

Wandlungs- oder Optionsrechten oder den zur Wandlung 

oder Optionsausübung Verpflichteten aus Schuldver-

schreibungen, die von der Gesellschaft oder einer ihrer 

Konzerngesellschaften begeben wurden oder noch wer-

den, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder 

Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Options- oder 

Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde;  

 

c) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 

beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen an Unternehmen einschließlich der Erhö-

hung des bestehenden Anteilsbesitzes oder der sonstigen 

Vermögensgegenstände, wobei der auf die neuen Aktien, 

für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt 

entfallende Anteil am Grundkapital 10% des bei Wirksam-

werden dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 

nicht übersteigen darf; 

 

d) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn 

der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der 

bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgül-
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d) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, 

wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsen-

preis der bereits börsennotierten Aktien zum Zeit-

punkt der endgültigen Festsetzung des Ausgabeprei-

ses durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der 

§§ 203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG un-

terschreitet und der auf die neuen Aktien, für die das 

Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfal-

lende Anteil am Grundkapital 10% des zum Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder, falls 

dieser Betrag geringer ist, des zum Zeitpunkt der je-

weiligen Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden 

Grundkapitals nicht übersteigt. Die Höchstgrenze von 

10% des Grundkapitals vermindert sich um den antei-

ligen Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Ak-

tien der Gesellschaft entfällt, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre in direkter oder entsprechender 

Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgege-

ben oder als eigene Aktien veräußert werden. Ebenfalls 

vermindert sie sich um Aktien, die zur Bedienung von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-

recht oder mit Wandlungs- oder Optionspflicht auszu-

geben sind, sofern die Schuldverschreibungen wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwen-

dung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wer-

den.  

 

Die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts gegen Bar- oder Sacheinla-

gen insgesamt ausgegebenen Aktien darf einen antei-

ligen Betrag des Grundkapitals von EUR 3.140.000 

(entsprechend 10% des derzeitigen Grundkapitals) 

nicht übersteigen. Auf diese Höchstgrenze von 10% 

sind die neuen Aktien anzurechnen, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter einer anderen Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-

gegeben werden oder auf die sich Finanzinstrumente 

mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder -pflichten 

beziehen, die während der Laufzeit der Ermächtigung 

unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-

hung und ihrer Durchführung einschließlich des In-

halts der Aktienrechte und der Bedingungen der Akti-

enausgabe festzulegen. 

 

tigen Festsetzung des Ausgabepreises durch den Vor-

stand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Absatz 1 und 

2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet und der auf die 

neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen 

wird, insgesamt entfallende Anteil am Grundkapital 10% 

des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächti-

gung oder, falls dieser Betrag geringer ist, des zum Zeit-

punkt der jeweiligen Ausübung dieser Ermächtigung be-

stehenden Grundkapitals nicht übersteigt. Die Höchst-

grenze von 10% des Grundkapitals vermindert sich um 

den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf diejeni-

gen Aktien der Gesellschaft entfällt, die während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre in direkter oder entsprechender An-

wendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

oder als eigene Aktien veräußert werden. Ebenfalls ver-

mindert sie sich um Aktien, die zur Bedienung von Schuld-

verschreibungen auszugeben sind, sofern die Schuldver-

schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender An-

wendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

werden. 

 

 

 

Die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts gegen Bar- oder Sacheinlagen 

insgesamt ausgegebenen Aktien darf einen Anteil von ins-

gesamt 10% des Grundkapitals bei Wirksamwerden die-

ser Ermächtigung nicht überschreiten. Auf diese Höchst-

grenze sind die neuen Aktien anzurechnen, die während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung unter einer anderen Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-

ben werden und neue Aktien, die zur Bedienung von 

Schuldverschreibungen ausgegeben werden, die während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung unter einer anderen Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Akti-

onäre ausgegeben werden. 

 

Die aufgrund dieser Ermächtigung neu ausgegebenen Ak-

tien dürfen zusammen mit aufgrund anderer Ermächtigun-

gen während der Laufzeit dieser Ermächtigung neu ausge-

gebenen Aktien und mit Aktien, die auszugeben sind, um 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung begebene 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-

recht oder mit Wandlungs- oder Optionspflicht (Schuldver-

schreibungen) zu bedienen, einen Anteil von insgesamt 

30% des Grundkapitals bei Wirksamwerden dieser Er-

mächtigung nicht überschreiten. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung 

und ihrer Durchführung einschließlich des Inhalts der Ak-

tienrechte und der Bedingungen der Aktienausgabe fest-

zulegen. 

Zu Tagesordnungspunkt 9 

§ 4 (Grundkapital und Aktien) Absatz 5 der Satzung 

 Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-

schaft bis zum 6. Juni 2025 mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lauten-
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der Stückaktien gegen Bareinlagen einmalig oder mehr-

malig um bis zu insgesamt EUR 3.454.000 zu erhöhen 

(genehmigtes Kapital II).  

 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzu-

räumen. Das Bezugsrecht kann auch in der Weise einge-

räumt werden, dass die neuen Aktien von einem oder meh-

reren Kreditinstitut(en) oder diesen nach § 186 Absatz 5 

Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 

Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugs-

recht).  

 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in folgen-

den Fällen auszuschließen:  

 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszuneh-

men; 

 

b) wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den 

Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien zum Zeit-

punkt der endgültigen Festsetzung des Ausgabepreises 

durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der § 203 

Absatz 1 und 2, § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet 

und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht aus-

geschlossen wird, insgesamt entfallende Anteil am Grund-

kapital 10% des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens die-

ser Ermächtigung oder, falls dieser Betrag geringer ist, 

des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung dieser Er-

mächtigung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt. 

Die Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals vermindert 

sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf 

diejenigen Aktien der Gesellschaft entfällt, die während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre in direkter oder entsprechen-

der Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgege-

ben oder als eigene Aktien veräußert werden. Ebenfalls 

vermindert sie sich um Aktien, die zur Bedienung von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-

recht oder mit Wandlungs- oder Optionspflicht (Schuldver-

schreibungen) auszugeben sind, sofern die Schuldver-

schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender An-

wendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

werden.  

 

Die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts gegen Bareinlage insgesamt 

ausgegebenen Aktien darf einen Anteil von insgesamt 

10% des Grundkapitals bei Wirksamwerden dieser Er-

mächtigung nicht überschreiten. Auf diese Höchstgrenze 

sind die neuen Aktien anzurechnen, die während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung unter einer anderen Ermächti-

gung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 

werden und neue Aktien, die zur Bedienung von Schuld-

verschreibungen ausgegeben werden, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter einer anderen Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Akti-

onäre ausgegeben werden. 
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Die aufgrund dieser Ermächtigung neu ausgegebenen Ak-

tien dürfen zusammen mit aufgrund anderer Ermächtigun-

gen während der Laufzeit dieser Ermächtigung neu ausge-

gebenen Aktien und mit Aktien, die auszugeben sind, um 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung begebene 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-

recht oder mit Wandlungs- oder Optionspflicht (Schuldver-

schreibungen) zu bedienen, einen Anteil von insgesamt 

30% des Grundkapitals bei Wirksamwerden dieser Er-

mächtigung nicht überschreiten. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung 

und ihrer Durchführung einschließlich des Inhalts der Ak-

tienrechte und der Bedingungen der Aktienausgabe fest-

zulegen 

Zu Tagesordnungspunkt 10 

§ 4 (Grundkapital und Aktien) Absatz 6 der Satzung 

 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.454.000 durch Aus-

gabe von bis zu 3.454.000 neuen, auf den Inhaber lau-

tenden Stückaktien bedingt erhöht. Die bedingte Kapital-

erhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lau-

tenden Stückaktien an die Inhaber von Wandel- oder Opti-

onsschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) (zusammen "Schuldverschreibungen") je-

weils mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder mit Wand-

lungs- oder Optionspflichten, die aufgrund der von der 

Hauptversammlung vom 7. Juni 2023 beschlossenen Er-

mächtigung bis zum 6. Juni 2025 von der Gesellschaft 

oder einer Konzerngesellschaft der Gesellschaft im Sinne 

von § 18 AktG ausgegeben werden. Die Ausgabe der 

neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorste-

hend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu 

bestimmenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die be-

dingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, 

wie von Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch ge-

macht wird oder Wandlungs- oder Optionspflichten erfüllt 

werden und soweit nicht andere Erfüllungsformen einge-

setzt werden. Die aufgrund der Ausübung des Wandlungs- 

oder Optionsrechts oder der Erfüllung der Wandlungs- 

oder Optionspflicht ausgegebenen neuen Aktien nehmen 

vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, 

am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig kann der Vor-

stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbetei-

ligung neuer Aktien hiervon und auch abweichend von § 

60 Absatz 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Ge-

schäftsjahr, festlegen. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen 

Zu Tagesordnungspunkt 7 

§ 15 (Ort und Einberufung) Absatz 4 der Satzung 

 Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Haupt-

versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder 

ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung ab-

gehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die Ermäch-



 

 

5 

tigung gilt für die Abhaltung virtueller Hauptversammlun-

gen in einem Zeitraum von zwei Jahren nach Eintragung 

dieser Satzungsbestimmung in das Handelsregister. 

 


